


Zur Sache. Der Essay

herausgegeben von

Christine Abbt und Hartmut von Sass

4





Mohr Siebeck

Astrid Séville und Julian Müller

Politische Redeweisen



ISBN 978-3-16-161502-3 / eISBN 978-3-16-163372-0
DOI 10.1628/978-3-16-163372-0

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in 
der Deutschen Nationalbibliographie; detaillierte bibliographische 
Daten sind über http://dnb.dnb.de abrufbar.

©  2024 Mohr Siebeck Tübingen.  www.mohrsiebeck.com 

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede Verwertung außerhalb der engen Grenzen des Urheber-
rechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags unzulässig und 
strafbar. Das gilt insbesondere für die Verbreitung, Vervielfältigung, 
Übersetzung und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektro-
nischen Systemen.

Das Buch wurde von Martin Fischer in Tübingen aus der  Minion 
gesetzt und von Druckerei Gulde in Tübingen auf alterungsbestän-
diges Werkdruckpapier gedruckt und gebunden. 

Printed in Germany. 



Inhalt

Neue kommunikative Unübersichtlichkeit . . . . . . . . . . . . .  1

Staatstragende Flapsigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13

Universale Subjektivität . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  26

Erweckter Liberalismus . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  41

Idealistischer Konkretismus . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  55

Erlebendes Handeln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  67

Exzentrische Konventionalität . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  81

Pastorale Agonalität  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  95

Geschwätziger Rückzug . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  105

Literatur  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  111





Neue kommunikative Unübersichtlichkeit

Wer heute über Politik diskutiert, kann nicht nicht über po-
litische Kommunikation sprechen. Allgegenwärtig ist das 
Argument geworden, dass Politik, zumal in einer repräsen-
tativen Demokratie, vermittelt werden muss. Wer Entschei-
dungen im Namen des Volkes trifft, wer Gesetze verabschie-
det, wer im Parlament als Abgeordneter, in einem Kabinett 
als Ministerin oder im Dorf als Bürgermeister fungiert, muss, 
so die oft vorgetragene Forderung, Politik erklären.

Politische Erfolge wie Misserfolge werden heute immer 
auch auf politische Kommunikation zurückgeführt  – Po-
litikerinnen hätten Wähler nicht abgeholt oder keine über-
zeugende Kampagne gehabt. In den Nachbesprechungen zu 
Duellen oder neuerdings Triellen während des Wahlkampfs 
wird sodann die Performance der Kandidaten evaluiert und 
somit unweigerlich die Darstellung von Politik in den Vor-
dergrund gerückt. Die Diagnose einer Medien- oder Publi-
kumsdemokratie (Manin 2007), ist so aktuell wie bekannt: 
Dank moderner Massenmedien komme es in repräsentativen 
Demokratien zunehmend auf die Präsentation von Politik 
an. Zudem würden Wahlentscheidungen nicht nur stärker 
personalisiert, auch das Verhältnis zwischen politischen Ak-
teuren und Wählerinnen sei heute ein anderes geworden. 
Wählerinnen entscheiden nicht länger nach stabilen und er-
wartbaren Präferenzen, sondern deutlich volatiler; sie rea-
gieren spontan auf Debatten, Fehltritte, Inszenierungen und 
damit auch auf die gelingende oder aber auch misslingende 
Mediennutzung der Kandidaten.
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Nun wirkt die herkömmliche Diagnose einer Medien-
demokratie vor dem Hintergrund zunehmender Verflüssi-
gung von Kommunikation durch den allgegenwärtigen Ein-
satz sozialer Medien fast schon altbacken, weil sie die andere 
Seite jenes Verhältnisses noch nicht einmal absehen konnte. 
Schließlich haben sich die Möglichkeiten und Chancen zu 
Teilhabe und Mitwirkung an öffentlichen Debatten in den 
letzten Jahren massiv vergrößert, klassische journalistische 
gatekeeper mussten ihre Stellung einbüßen, wodurch auch 
die Rollenverteilung von Sendern und Empfängern fluide ge-
worden ist. Das politische Publikum ist längst nicht mehr nur 
passiv-reaktiv. Darin liegt gewissermaßen Fluch und Segen 
der gegenwärtigen Situation. Jeder kann heute zum Sender 
politischer Botschaften werden, ohne dass der Einzelne auf 
diese neue Rolle wirklich vorbereitet wäre. Im Hinblick auf 
einen neuen Strukturwandel der Öffentlichkeit stellte Jürgen 
Habermas daher kürzlich folgende Frage: „Wie der Buch-
druck alle zu potentiellen Lesern gemacht hatte, so macht die 
Digitalisierung heute alle zu potentiellen Autoren. Aber wie 
lange hat es gedauert, bis alle lesen gelernt hatten?“ (Haber-
mas 2022, 46) Nicht nur lesen und schreiben, auch posten 
will also gelernt sein.

In der Zwischenzeit erhalten politische Akteure und in 
der Öffentlichkeit stehende Personen schnellere, bisweilen 
auch brutalere Rückmeldungen und geraten vermehrt unter 
Rechtfertigungsdruck. Zunehmend sehen sie sich aufgefor-
dert, ihrerseits auf Debatten, auf Nachfragen und Kritik zu 
reagieren, und müssen damit rechnen, dass ihre Aussagen 
dabei verzerrt oder aus dem Kontext gerissen werden. Nicht 
zuletzt ist die Gegenwart durch den Umstand gekennzeich-
net, den Diedrich Diederichsen unlängst präzise benannte: 
„Globale und digitale Verhältnisse haben eine klassische Vo-
raussetzung von Diskursproduktion nachhaltig abgeschafft: 
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Man kann nicht mehr über andere reden, ohne dass die 
mithören.“ (Diederichsen 2021, 13) Skandalisierung und 
Empörung sind die erwartbaren Effekte, mit denen öffent-
liche Sprecher unter den Bedingungen globaler und digital 
verstärkter Dauerkommunikation rechnen müssen.

Es stellt sich die Frage, wie politische und öffentliche Ak-
teure in dieser Gemengelage heute überhaupt kommuni-
zieren können. Wie lassen sich Überzeugungen und Ent-
scheidungen erklären und vertreten? Wie lassen sich diese 
angesichts einer immer größer werdenden Anzahl von Dis-
kursteilnehmern kommunikativ absichern? Wie kann heute 
in der Öffentlichkeit verbindlich, nahbar und doch ent-
schlossen gesprochen werden, wenn man dank des Kreis-
laufs von Reaktion, Kritik und Empörung immer auch um 
die Standortgebundenheit und somit Anfechtbarkeit der 
eigenen Ansichten weiß und dieses Wissen vermehrt auch 
noch ausstellen muss? Und was passiert mit dem eigenen po-
litischen Sprechen, wenn dieses nicht nur unter permanenter 
Beobachtung steht, sondern zunehmend auch von antidemo-
kratischen Kräften angefochten wird?

Die öffentliche wie auch akademische Debatte der letzten 
Jahre kreiste vor allem um die Frage, wie gezielte Tabubrüche 
eine „Verschiebung nach rechts“ und somit eine „Verrohung“ 
oder „Enthemmung“ des politischen Diskurses herbeige-
führt hätten. Diese Entwicklungen wurden mit berechtigter 
Sorge, teilweise auch mit etwas merkwürdiger Faszination 
beobachtet. Allenthalben war nun von der Hufeisen-Theo-
rie und dem Overton-Fenster die Rede. Es ließen sich nun 
Querfronten diagnostizieren, Überläufer benennen und ent-
sprechende Techniken der Appropriation ausmachen. Dass 
in der sachsen-anhaltinischen Provinz etwa eifrig Gramsci, 
Deleuze und Tristesse Royale gelesen wird, brachte vielleicht 
die ein oder andere Selbstverständlichkeit und womöglich 
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auch die ein oder andere Ordnung im Bücherregal durch-
einander, war aber doch nur auf den ersten Blick verwun-
derlich – manch Hochschullehrer und öffentlicher Intellek-
tueller sah sich gar dazu hingerissen, eine Korrespondenz mit 
dem Rittergut zu beginnen.

In diesem Essay soll es jedoch nicht um die Frage gehen, 
ob und gegebenenfalls wie man mit Rechten reden solle, der 
Blick richtet sich vielmehr darauf, wie in der zunehmend 
unter Beschuss stehenden Mitte gesprochen wird. Nicht das 
Provokante, das Laute und Offensiv-Hässliche, sondern die 
kommunikative Neuverhandlung des hierzulande politisch 
Etablierten, Normalen, Bürgerlichen und Demokratischen 
wird also im Fokus stehen. Damit soll freilich keiner Apo-
logetik des Bestehenden das Wort geredet werden. Es steht 
außer Frage, dass die Behauptung des Normalen und die 
Rede von der Mitte nie nur eine neutrale Beschreibung ist, 
sondern dass es sich dabei immer auch um eine eigene Po-
sitionsmarkierung und somit um einen politischen Akt han-
delt. Die Mitte ist so umkämpft wie exklusiv, sie bleibt immer 
uneindeutig und ist bei genauerem Hinsehen viel weniger 
harmlos, als der Begriff vermuten lässt (Heitmeyer 2024; 
Zick/Küpper 2021). Und doch hilft die Idee der Mitte als 
eine perspektivische Engführung: Schließlich zeigen sich 
hier dominante Selbstbilder und Selbsterzählungen einer 
Gesellschaft besonders deutlich. Zu diesen tragen politische 
Akteure und öffentliche Figuren wie Publizistinnen, Schrift-
steller, Schauspieler und Journalistinnen bei. An ihnen lässt 
sich ein Zugang gewinnen zu den Formen und Formaten po-
litischer Kommunikation in der liberaldemokratischen Ge-
sellschaft der Gegenwart, die keineswegs nur auf parlamen-
tarische Debatten und Leitartikel beschränkt sind.

Wir wollen uns im Folgenden daran machen, bestimmte 
Redeweisen herauszuarbeiten, die auf den ersten Blick nicht 
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immer unmittelbar politisch anmuten, die aus unserer Sicht 
aber sehr wohl politisch sind – und die wir für symptoma-
tisch halten. So lässt sich etwa in den Medien derzeit die Pro-
liferation eines bestimmten Attributs beobachten, mithilfe 
dessen die besagte Mitte sich selbst versieht: Immer häufiger 
stoßen wir auf eine emphatische Behauptung des Radikalen 
innerhalb der Mitte. Die Zeit-Journalistin Yasmine M’Barek 
beispielsweise vertritt mit Verve die Idee „radikaler Kompro-
misse“. In Kompromissbereitschaft sieht sie den Wesenskern 
und auch den Motor von Demokratien. Man müsse sich im 
politischen Spiel am Ende, so auch der Untertitel ihres jüngs-
ten Buches und die programmatisch ausgegebene Losung, 
„in der Mitte treffen“ (M’Barek 2021). Die Autorin Şeyda 
Kurt wiederum fordert „radikale Zärtlichkeit“ und hinter-
fragt damit nicht nur klassische Vorstellungen von Liebe, 
sondern fragt vor allem nach dem genuin politischen Kern 
zwischenmenschlicher Beziehungen. Nicht nur komme es im 
Modus der Zärtlichkeit zur Suspension von Repression und 
Gewalt, durch Zärtlichkeit realisiere sich sogar unweigerlich 
auch ein politisches Programm: „Das Ziel kann nicht ein-
fach nur Zärtlichkeit sein, ich will konsequenter denken. Es 
muss um radikale Zärtlichkeit gehen. Ich verstehe radikale 
Zärtlichkeit als ein Programm der Gerechtigkeit. Eine Ge-
rechtigkeit der Zärtlichkeit in der eigenen Beziehung, den 
scheinbar privatesten Spielräumen und darüber hinaus, gibt 
es nur dann, wenn sie für alle gilt. […] Radikale Zärtlichkeit 
ist das Eingeständnis der Notwendigkeit von Visionen, die 
politisch und vielfältig zugleich sind.“ (Kurt 2021, 20)

Auch die Kolumne der feministischen Publizistin Teresa 
Bücker im Magazin der Süddeutschen Zeitung diskutiert 
unter dem Titel „Ist es radikal …“ regelmäßig gesellschafts-
politische Fragen, die gerade nicht mit einem utopischen 
oder gar revolutionären Programm verbunden werden, son-
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dern ganz konkrete politische Probleme auf den Punkt brin-
gen: „Ist es radikal, das Elterngeld für Reiche zu streichen?“, 
„Ist es radikal, bis 80 zu arbeiten?“ oder „Ist es eine radikale 
Idee, keine Karriere machen zu wollen?“ Mit der Behauptung 
oder zumindest mit der Vermutung des Radikalen scheint 
sich die Mitte aktuell immer häufiger ihrer selbst und der 
Dringlichkeit ihrer eigenen Aufgaben versichern zu wollen. 
Es ist kein Zufall, dass Motive wie „radikale Verletzlichkeit“, 
„radikale Achtsamkeit“ oder „radikale Akzeptanz“ aktuell so 
erfolgreich und anschlussfähig sind.

Auf den ersten Blick erstaunt dabei, wie sich in diesen 
Formulierungen bisweilen doch recht biedere, ja zutiefst bür-
gerliche Erwartungen mit der Behauptung des Radikalen 
treffen. So lässt sich dann eben auch so etwas wie Kompro-
missfähigkeit als demokratische, ja allzudemokratische po-
litische Tugend kurzerhand als radikal etikettieren. Wie radi-
kal die entsprechenden Vorschläge dann im Einzelnen sind, 
soll hier aber gar nicht zur Debatte stehen. Es geht eher um 
das rhetorische Surplus, das mit dem Etikett ‚radikal‘ einher-
geht. Kompromisse allein reichen heute offensichtlich nicht, 
es bedarf schon radikaler Kompromisse. In dieser ubiquitä-
ren und kaum zu überhörenden Behauptung des Radikalen 
gerade im Zusammenhang mit Praktiken wie Achtsamkeit, 
Zärtlichkeit oder Kompromissbereitschaft will sich die Mitte 
wohl selbst glaubhaft machen, dass es ihr ernst ist. Offenbar 
erfordern die gegenwärtigen Krisen und multiplen Heraus-
forderungen einen härteren Tonfall, der aber die klassischen 
Muster autoritären und apodiktischen Sprechens scheut. 
Stattdessen braucht es eine neue Art des Sprechens. Die Auf-
merksamkeit für Kommunikation auf Augenhöhe und für 
Transparenz, die Erwartungen an Geradlinigkeit und Ent-
schlossenheit bei gleichzeitiger Kompromissfähigkeit und 
Liberalität dürften dabei wohl noch nie so hoch gewesen 


